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Stellungnahme zur Teilnahme nordrhein-westfälischer Fachhochschulen am Dialogorientierten 
Serviceverfahren 

 
 
Die Arbeitsgemeinschaft der Kanzlerinnen und Kanzler begrüßt die Grundidee des Dialogorientierten 
Serviceverfahrens, die Studienplatzvergabe durch einen Abgleich der Zulassungsangebote zu 
optimieren, um dadurch die Zahl der Mehrfachzulassungen zu verringern. Ein vollständiger Ausschluss 
von Mehrfachzulassungen kann indessen nicht erreicht werden, da vergleichbare Studiengänge oftmals 
nur an einzelnen Hochschulen zulassungsbeschränkt sind und an anderen Hochschulen frei vergeben 
werden. Zudem lässt die konkrete Ausgestaltung offenkundige Schwächen und Unklarheiten sowie 
daraus resultierender Risiken für Studienbewerberinnen und -bewerber und Hochschulen erkennen. 
Daher empfehlen die Kanzlerinnen und Kanzler, im Wintersemester 2011/2012 zunächst im Rahmen 
eines Modellversuchs am dialogorientierten Serviceverfahren zu partizipieren. Es wird vorgeschlagen, 
Plätze in den Bachelor-Studiengängen Wirtschaft und Soziales dann in Kooperation mit der Stiftung für 
Hochschulzulassung zu vergeben. Für diesen Vorschlag sind folgende Aspekte maßgeblich: 
 
 
A) Technische Funktionalität und Risikomanagement 
 
Für eine erfolgreiche Abwicklung des Serviceverfahrens müssen eine volle Funktionsfähigkeit der dafür 
entwickelten Software sowie eine reibungslose technische Anbindung selbiger an die relevanten 
Hochschulsoftwaresysteme definitiv gewährleistet sein. Aufgrund der offenkundigen Probleme bei dem 
durch T-Systems zu verantwortenden Entwicklungsprozess bleibt dies jedoch weiterhin unklar. Daher 
wurde den Hochschulen bereits durch Projektverantwortliche empfohlen, alle Bewerberdaten 
vorzuhalten, um im Zweifelsfall weiter handlungsfähig zu bleiben und die Studienplätze außerhalb des 
Serviceverfahrens vergeben zu können. Die Hochschulen können sich jedoch ihrerseits nur sehr 
unzureichend vorbereiten, weil viele Umsetzungsaspekte noch unklar sind (Gestaltung der Schnittstellen 
zwischen dem Hochschulsystem und dem System von Hochschulstart, Authentifizierung/identity 
management, Bedienung aus Sicht des Bewerbers u.a.m.).  
 
Beim Eintreten des skizzierten Worst-Case-Szenarios wären die Hochschulen gezwungen, kurzfristig 
ihre Vergabeverfahren wieder traditionell zu organisieren, jedoch mit erheblichen Zeitverlusten und 
einem kaum zu leistenden Aufwand. Die Empfehlung der Kanzler AG, sich zunächst auf zwei 
Studiengänge zu konzentrieren, würde weiterhin ein vernünftiges Risikomanagement erlauben. Im 
Rahmen eines Modellversuchs erscheinen solche Szenarien beherrschbarer. In jedem Fall muss 
Hochschulstart ein Risikomanagement entwickeln, offen legen und mit den Hochschulen koordinieren.  
 
 
B) Bewerberfreundlichkeit 
 
Anders als im zentralen Vergabeverfahren oder bei einer Bewerbung direkt bei der Hochschule, hat der 
Studieninteressierte regelmäßig, zum Teil in kurzen Abständen, seinen jeweiligen Status online zu 
überprüfen und gegebenenfalls innerhalb kurzer Zeiträume, die unter Umständen mit Urlaubsphasen, 
Postlaufzeiten etc. kollidieren mögen, zu reagieren. Um hier Irritationen möglichst zu vermeiden, wäre 
ein adressatengerechtes Informationsangebot für Studieninteressierte zu begrüßen. Jedoch lässt sich 
ein hinreichendes Maß an Transparenz im ersten Projektdurchlauf angesichts der bestehenden 
Unklarheiten kaum noch herstellen. Vor allem müssten die Studieninteressierten frühzeitig und auf 
verschiedenen Wegen abgestimmte Informationen über den Ablauf des Verfahrens aus ihrer Sicht 
erhalten. Dazu gehören – neben Angeboten für Schulen und Arbeitsagenturen – insbesondere sehr bald 
Informationen von Hochschulstart für die Studienberatungen, deren persönliche Beratungen, 
Schulbesuche etc. mit Blick auf das kommende Wintersemester bereits angelaufen sind. 
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Im tatsächlichen Massenbetrieb könnten technische Dysfunktionalitäten Benachteiligungen für 
Bewerberinnen und Bewerber bedingen. Dies gilt es im Interesse der Studieninteressierten auf jeden 
Fall zu vermeiden. Bei dennoch auftretenden EDV-Problemen  würden die Hochschulen im 
Außenverhältnis die Verantwortung tragen.  
 
Darüber hinaus ist ein sensibler Umgang mit personenbezogenen Daten der Bewerberinnen und 
Bewerber zu berücksichtigen. Entsprechende datenschutzrechtliche Fragen im Zusammenhang mit dem 
Serviceverfahren sind bislang noch nicht abschließend geklärt. 
 
 
C) administrativer Mehraufwand 

 
Nahezu alle arbeitsintensiven Prozesse, wie die Prüfung der Unterlagen, Erstellung der Ranglisten, 
Versand der Zulassungsbescheide etc., verbleiben in der Verantwortung der Hochschulen. Da 
Bewerberinnen und Bewerber bis zu 12 Studienwünsche angeben, jedoch diese zunächst nicht 
priorisieren können, werden zudem in erheblichem Umfang mehr Unterlagen hochschulseitig zu prüfen 
sein. Dementsprechend ist ein erheblicher administrativer Mehraufwand zu erwarten. Gleichzeitig 
müssen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter geschult werden und schnell Routine in neuen Verfahren 
gewinnen. Ein Modellversuch wäre weniger komplex und würde daher die Einführung des 
Serviceverfahrens in den Hochschulen erleichtern.  
 
Auch die durch die Stiftung für Hochschulstart definierte Zeitschiene belastet den administrativen 
Bereich. Wenn sich die Studierenden tatsächlich – wie offenbar erwartet – erst drei Wochen nach 
Beginn der ersten Koordinierungsphase für ein Angebot entscheiden, würde sich der Abschluss des 
Serviceverfahrens, dessen Phasenterminierung sich ohnehin nicht hinreichend am 
Fachhochschulbereich orientiert, weiter verzögern - mit entsprechenden Auswirkungen auf die 
Einschreibungen und die Lehrveranstaltungsplanung. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


